Kurzkommentar zum Gesetzentwurf zum Landtagswahlrecht der INITIATIVE FÜR MEHR DEMOKRATIE (vorläufige Fassung vom 4.6.2014)

1. Vorbemerkung

Südtirol braucht ein neues Wahlrecht, kein Zweifel, vor allem um die Macht der Parteien zu begrenzen, Verfahren zu vereinfachen, die Wahlfreiheit der Bürger zu erweitern, die Chancengleichheit wahlwerbender Gruppen zu stärken. Es geht darum, nicht dominanten Gruppen der Gesellschaft mehr politische Artikulationschancen zu bieten, das Gewicht der Vorzugsstimmen zu stärken, Politikerprivilegien abzubauen  und der Professionalisierung der Politik vorzubeugen, den Wahlvorgang selbst zu erleichtern und für den Bürger transparenter zu gestalten. Ausgehend von derartigen grundsätzlichen Anliegen können verschiedene neue Regelungen und Instrumente eingeführt werden, auch nach Maßgabe der bewährten Praxis in Nachbarländern und Nachbarregionen. Empfehlenswert - wie auch schon von der INITIATIVE intern abgehalten - ein internes Studienseminar, um Prämissen zu klären und zu Zielen und Mitteln Konsens zu erzielen.

Der Gesetzentwurf der INITIATIVE (in seiner vorläufigen Fassung) geht in diesem Sinne in die richtige Richtung und bringt eine Reihe positiver Neuerungen. Bei einigen Vorschlägen scheint aber das Pendel vom Extrem der Parteienherrschaft mit all ihren Formen von Machtmissbrauch und Kandidatengängelung zum anderen Extrem einer individualisierten Personenkür auszuschlagen, etwa durch ein ganz freies Nominierungsrecht und eine Art "technische Liste" der frei nominierten Kandidaten ohne gemeinsames Programm. Hier muss vorab die Rolle von Parteien und politischen Gruppen in der Demokratie bedacht werden, der Wert von gemeinsam erstellten Leitbildern und Programmen, also eines kleinsten gemeinsamen politischen Nenners einer wahlwerbenden Liste, der Wert der Bildung einer politischen Gruppe, die sich ein gemeinsames politisches Projekt erarbeiten, und die Notwendigkeit der inhaltlichen Arbeit für die Qualität einer Demokratie. Auch die Vergütung der Landtags- und Landesregierungsmitglieder gehört dazu.

Einen eigenen wichtigen Punkt bildet bei der Reform des Südtiroler Wahlrechts die Wahl des Landeshauptmanns, der gemäß Autonomiestatut durch den Landtag wie bisher oder direkt durch die Wählerschaft gewählt werden kann. Soll nun der LH allein oder die ganze Landesregierung direkt gewählt werden? Letzteres würde eine Änderung des Autonomiestatuts voraussetzen. Auch andere Regeln zur Zusammensetzung des Landtags (z.B. Bezugnahme auf den Proporz im Landtag bei der ethnischen Zusammensetzung der Landesregierung) sind im Statut geregelt. Wenn jedoch ein Landtags-Wahlgesetz im Rahmen des geltenden Statuts vorgelegt und durchgebracht werden soll, dann muss von solchen Innovationen abgesehen werden. Ebenso gehören institutionelle Regelungen (z.B. das Verhältnis des Regionalrats zu den Landtagen, die Befugnisse des Landeshauptmanns, die Trennung zwischen Exekutive und Legislative mit einer Stärkung des Landtags) eigentlich nicht ins Wahlrecht, sondern ins Statut selbst. Es muss also vorab geklärt werden, ob man mit 2/3-Mehrheit die Direktwahl des LH einführen will oder mit einer Autonomiestatutsreform die Möglichkeit der Direktwahl der ganzen Landesregierung einführen will. Ebenso muss geklärt werden, ob neue Bürgerrechte wie die Abwahl von Landtagsabgeordneten und des LHs nicht eine vorhergehende Verfassungsänderung erfordern.

2. Einige wesentliche Ziele für ein freieres und bürgerfreundliches Wahlrecht könnten folgende sein:

1. Die Vereinfachung der Verfahren (z.B. weniger Unterlagen für die Einreichung der Listen, weniger Unterschriften für neue wahlwerbende Listen)

2. Die Reduzierung der Kosten (sowohl durch die Art der Wahl als auch durch die Organisation und Abwicklung der Wahlen)

3. Die Verhinderung der Ämterhäufung (klarere Regelungen der Unvereinbarkeiten)

4. Erleichterung der Listenbildung und Kandidaturen (weniger Unterschriften, erleichterte Unterschriftensammlung)

5. Betonung der Legitimation durch Wahlen (keine Berufung von Regierungsmitglieder von außen)

6. Bessere Information der Wähler (z.B. durch Abstimmungsbroschüren, durch die Pflicht, politische Programme vorzulegen und Rechenschaftsberichte abzuliefern)

7. Strenge Reglementierung der Wahlwerbung und Wahlkampfkosten (finanzielle Höchstgrenzen der Ausgaben pro Kandidat und wahlwerbender Liste; dadurch mehr Chancengleichheit)

8. Verhinderung der Professionalisierung und Kastenbildung (Mandatsbegrenzung)

9. Geschlechterparität bei den Kandidaten (Listen müssen nach Reißverschluss-System gleich viele Männer wie Frauen aufbieten).

10. Privilegienabbau (bei Politikergehälter und anderen Leistungen an die Abgeordneten)

11. Mehr Einflussnahme der Wählerschaft auf die Reihung der Kandidaten innerhalb der Parteien (z.B. Listenübergreifende Vorzugsstimmenabgabe=Panaschieren)

12. Einführung des Rechts auf Abwahl des LHs 

Diese Auflistung ist nicht vollständig, sollte aber bei jeder Wahlrechtsdiskussion vorab geklärt werden, um zu prüfen, ob Ziele und Mittel konsistent sind bzw. was man überhaupt mit den vorgeschlagenen Neuregelung erreichen will.

3. Bemerkungen zu Einzelbestimmungen des Wahlgesetzentwurfs der INITIATIVE

1. Es müssen grundsätzlich die Vor- und Nachteile der Direktwahl des Landeshauptmanns geklärt werden. Zum einen geht es um die Trennung von Exekutive und Legislative, zum anderen um die Verhinderung einer zu starken Rolle des LH, also einer Übermacht dieser Figur wie bisher gehabt. Wenn die Direktwahl der gesamten Landesregierung nach Schweizer Muster Sinn macht, muss zunächst eine Statutsänderung herbeigeführt werden (langwieriges Verfahren).

2. Art. 7, Abs.7: die öffentliche Vernehmlassung bei Gesetzesvorhaben von L.Abg. muss in einem eigenen Artikel geregelt werden, deren Details in eine Durchführungsverordnung gehören. Die Vernehmlassung kann nicht zu einzelnen Gesetzentwürfen zur selben Materie erfolgen, sondern zu einem legislativen Gesamtprojekt.

3. Art.7, Abs.9, ist in dieser nicht umsetzbar. Es ist sehr schwer zu unterscheiden, wo ein Abgeordneter beworben wird, wo er selbst mit einer Meinung auftritt, wo er im Rahmen eines Berichts genannt wird. L.Abg. könnten nicht mehr an die Öffentlichkeit treten.

4. Art.8, Abs.5: bei der Zusammensetzung der Landesregierung Berufung von außen möglich: das ist demokratisch sehr bedenklich, weil keine Legitimation durch Wähler vorhanden.

5. Art. 9 zum Regionalrat: spielt in einem Landeswahlgesetz keine Rolle.

6. Art. 14: Listenungebundene Nominierung: eine Kraut&Rüben-Liste von frei vorgeschlagenen Kandidaten? Aufgrund welchen Programms erhält diese Liste ihre Sitze? Die Wähler können ja nur Personen wählen.

Widerspruch: alle Parteien müssen laut Art. 17 ein Programm vorlegen, diese Liste nicht. Anscheinend wären hier die Personen als solche das "Programm", ohne gemeinsamen politischen Nenner mit den anderen. Das bringt die Gefahr einer Personalisierung und Entpolitisierung der Wahlen mit sich. Per facebook gekürte x-beliebige, bekannte Personen werden von ihrer Fangemeinde "gelikt" und gewählt. Soll das die Qualität der Demokratie erhöhen? Sehr bedenkliche Neuerung.

7.  Art. 20: Der Wähler soll mit seiner Vorzugsstimme eine bewusste Wahl von Personen treffen aufgrund klarer Informationen über Listen und Kandidaten. Die reine Streichung von Kandidaten von der Liste ist nicht sinnvoll, ist eine Art "Negativauswahl": wer passt nicht, statt: "Wem gebe ich bewusst mein Vertrauen als politischem Vertreter". Auch das Kumulieren macht nicht viel Sinn. Es gibt Hunderte von Kandidaten, und bis zu 35 auf jeder Liste. Der Wähler soll sich bewusst für eine bestimmte Anzahl von Kandidaten entscheiden. Auch die Option 2 ist nicht zu begrüßen, nämlich dass eine Liste 35 Vorzugsstimmen gutgeschrieben erhält, wenn kein Name gestrichen wird. Somit: Panaschieren ja, Kumulieren nein

8. Art. 29: im Sinne der Verhinderung der Professionalisierung der Politiker ist eine im Wahlgesetz festgeschriebene Mandatsbeschränkung notwendig. Doch diese auf eine Legislatur zu beschränken ist übertrieben kurz. Auch Erfahrung ist in der Politik wichtig und hilfreich, Professionalisierung wird auch dann vermieden, wenn man 2 oder 3 Legislaturen als Mandatsbeschränkung einführt.

Welche Alternativen zur freien Kandidatennominierung? Die möglichst einfache Bildung von neuen freien Listen mit relativ wenigen Unterschriften.

Im Gesetzentwurf der INITIATIVE fehlen Regelungen zur Deckelung der Wahlkampfkosten und zur Wahlwerbung. 

Es muss geklärt werden, ob die Regelung von Politikergehältern mit einem Wahlgesetz verfassungkonform ist (Vermischung von zwei Akten, einer rechtsetzenden Abstimmung zu einer Sachfrage, und einer Wahl politischer Vertreter).
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